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Preußiſche Gefekjanmlung 


J))! er a 
Jahrgang 1921 Nr. 7. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmtttel für den Schleppbetrieb auf dem Rhein⸗ 
Weſer⸗Kanal und dem Lippe⸗Kanal, S. 101. — Geſetz zur Anderung des Staatsſchuldenverwaltungs⸗ 
geſetzes, S. 102. — Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 
15. April 1878, S. 103. — Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſt⸗ 
einkommens der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen, S. 104. — Geſetz über die Bereitſtellung 
von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer, S. 106. — Ver 
ordnung, betreffend Vollzug des Reichsgeſetzes über die Koſten der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegs, 
hinterbliebenenfürſorge vom 8. Mai 1920, ©. 108. 


(Nr. 12032.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den Schleppbetrieb 
auf dem Rhein⸗Weſer⸗Kanal und dem Lippe⸗Kanal. Vom 4. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: > 


8 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, außer den durch das Geſetz bom 
30. April 1913 Geſetzſamml. S. 217) für die Einrichtung des Schleppbetriebs 
auf dem Rhein⸗Weſer⸗Kanal und dem Lippe⸗Kanal bewilligten Geldmitteln für 
die Fertigſtellung, den Ausbau und die Vervollſtändigung der Betriebseinrichtungen 
weitere 50 200 000 Mark zu verwenden. a 


92. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 er⸗ 
wähnten Mehraufwendungen Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. f 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt 
der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden mittels Anterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Dinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 
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(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein- 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um⸗ 
laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um⸗ 
laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 
(Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 

93. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 4. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12033.) Geſetz zur Anderung des Staatsſchuldenverwaltungsgeſetzes. Vom 11. De 
zember 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 
$17 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Verwaltung des Staatsſchulden⸗ 
weſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 1850 
(Geſetzſamml. S. 57) erhält folgenden Zuſatz: 
Es iſt auch die Vernichtung durch ein den Mißbrauch der Aberreſte 
unmöglich machendes Zerfaſerungsverfahren zuläſſig. 
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5 Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft 
Berlin, den 11. Dezember 1920. 

Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. | Dejer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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(Nr. 12034.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15, April 
1878 (Geſetzſzaamml. S. 222). Vom 14. Dezember 1920. 

Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 

ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

Das Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl, wird dahin geändert: 

1. An Stelle des § 2 tritt folgende Vorſchrift: 

Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe vom einfachen bis 
zum fünffachen Werte des Entwendeten, jedoch niemals unter einer Mark 
beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo kann die Strafe bis 
auf eine Mark ermäßigt werden, wenn der Wert des Entwendeten 
höher iſt. 5 

II. 1. Der Eingang des § 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe vom zweifachen 
bis zum zehnfachen Werte des Entwendeten, jedoch niemals unter 
zwei Mark beſtraf t: 

Oer § 3 erhält folgenden Abſ. 2: i 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe 
bis auf zwei Mark ermäßigt werden, wenn der zweifache Wert 
des Entwendeten höher iſt. 

III. An die Stelle des § 5 Abſ. 1 tritt folgende Vorſchrift: 

Wer ſich in Beziehung auf einen Forſtdiebſtahl der Begünſtigung 
oder der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldſtrafe vom ein⸗ 
fachen bis zum fünffachen Werte des Entwendeten, jedoch niemals 
unter einer Mark beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo 
kann die Strafe bis auf eine Mark ermäßigt werden, wenn der Wert 
des Entwendeten höher iſt. 

IV. Die Strafdrohung des § 7 erhält folgende Faſſung: 

e und wird mit einer Geldſtrafe vom zweifachen bis zum 
zehnfachen Werte des Entwendeten, jedoch niemals unter zwei Mark 
beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die Strafe 
bis auf zwei Mark ermäßigt werden, wenn der zweifache Wert des 
Entwendeten höher iſt. i 
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V. An die Stelle des § 9 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 

Der Wert des Entwendeten wird ſowohl hinſichtlich der Geld⸗ 
ſtrafe als hinſichtlich des Erſatzes nach der von der Bezirksregierung 
aufgeſtellten Forſttaxe abgeſchätzt. 

VI. An die Stelle des § 13 tritt folgende Vorſchrift: 

(1) An die Stelle einer Geldſtrafe, die wegen Unvermögens des 
Verurteilten und des für haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden 
kann, tritt Haftſtrafe oder, wenn neben der Geldſtrafe gemäß den §8 6 
oder 8 auf Gefängnis erkannt worden iſt, Gefängnisſtrafe. Freiheits⸗ 
ſtrafe kann vollſtreckt werden, ohne daß der Verſuch einer Beitreibung 
der Geldſtrafe gegen den für haftbar Erklärten gemacht iſt, ſofern 
deſſen Zahlungsunfähigkeit gerichtskundig iſt. 

(2) Der Betrag von einer bis zu fünfzehn Mark iſt einer ein⸗ 
tägigen Freiheitsſtrafe gleichzuachten. 8 

(3) Der Mindeſtbetrag, der an die Stelle der Geldſtrafe tretenden 
Freiheitsſtrafe iſt ein Tag, ihr Höchſtbetrag bei Haft ſechs Wochen, 
bei Gefängnis ſechs Monate. Kann nur ein Teil der Geldſtrafe bei⸗ 
getrieben werden, ſo tritt für den Reſt derſelben nach dem in dem 
Urteile feſtgeſetzten Verhältniſſe die Freiheitsſtrafe ein. 

() Gegen die gemäß §§ 11 und 12 für haftbar Erklärten tritt 
an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 

VII. Im Abſ. 1 des § 14 wird das Wort „Gefängnisſtrafe“ durch das 
Wort „Freiheitsſtrafe“ erſetzt. = 
VIII. Im Abſ. 1 des $ 15 werden die Worte „ſind einzuziehen“ durch die 
Worte „können eingezogen werden“ erſetzt. 
IX. Im Abſ. 2 des § 27 wird das Wort „Gefängnisſtrafe“ durch das 
Wort „Haftſtrafe“ erſetzt. 
Berlin, den 14. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12035.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienftein« 


kommens der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen. Vom 17. De⸗ 
zember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Artikel 1. 
Um die evangeliſchen Landeskirchen in die Lage zu ſetzen, die Beſoldungs ., 
Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge ihrer preußiſchen Geiſtlichen den ver⸗ 
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änderten Verhältniſſen entſprechend zu erhöhen, wird vom 1. April 1920 ab 
ſeitens des Staates der Landeskirche der älteren Provinzen eine Rente von jährlich 
72 700 000 Mark, den Landeskirchen der neuen Provinzen eine. Rente von jährlich 
27 500 000 Mark überwieſen. 


Artikel 2. 

Soweit die eigene Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und Kirchengemeinden 
nicht ausreicht, die Beſoldungs⸗, Ruhegehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge ihrer 
preußiſchen Geiſtlichen (einſchließlich Kinderbeihilfen) den Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezügen derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten anzupaſſen, die ihre erſte plan⸗ 
mäßige Anſtellung in einer Stelle der Beſoldungsgruppe 10 der ſtaatlichen Be⸗ 
ſoldungsordnung finden, werden vom 1. April 1920 ab bis zum 31. März 1923 
ſeitens des Staates diejenigen Mittel vorſchußweiſe zur Verfügung geſtellt, die 
über die im Artikel 1 bezeichneten Renten hinaus alljährlich erforderlich werden, 
um die Bezüge der Geiſtlichen auf die erwähnte Höhe zu bringen. 


Artikel 3. 
Dieſe Vorſchüſſe werden zinslos gewährt und ſind ſpäteſtens vom 1. April 1928 
ab mit 5 vom Hundert jährlich zu tilgen. 


Artikel 4. 
Bis zum 1. Oktober 1922 iſt endgültig feſtzuſtellen, wieweit die eigene 
Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und Kirchengemeinden zur Deckung des für 
die Ausführung des im Artikel 2 bezeichneten Bedarfs ausreicht. 


Artikel 5. 

Nach endgültiger Feſtſtellung der Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und 
Kirchengemeinden iſt über eine einem etwaigen Mehrbedarf entſprechende Erhöhung 
der Renten und die Verrechnung oder Erſtattung der vorſchußweiſe gezahlten Be⸗ 
träge vor Ablauf des Jahres 1922 eine geſetzliche Beſtimmung zu treffen. Eine 

Erhöhung der Rente hat rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab. 


Artikel 6. 

Die Entſcheidung über die Leiſtungsfähigkeit der Landeskirchen und Kirchen⸗ 
gemeinden ſteht der Staatsregierung nach Benehmen mit den zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörden zu. a 

Artikel 7. 

Die Unterverteilung der den Landeskirchen der neuen Provinzen überwieſenen 
Staatsrente auf die einzelnen Landeskirchen erfolgt durch den Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und den Finanzminiſter. 


Artikel 8. 
(4) Die für die Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen der 
evangeliſchen Landeskirchen und der Bezüge ihrer Ruheſtandsgeiſtlichen und der 
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Pfarrwitwen und Waiſen zu erhebenden allgemeinen kirchlichen Umlagen kommen 
auf den ſtaatsgeſetzlich für die allgemeinen Umlagen in den Landeskirchen feſt⸗ 
geſetzten Höchſtbetrag nicht zur Anrechnung. : 
(2) Die Umlagen bedürfen der Beſtätigung des Staatsminiſteriums. 


Artikel 9. 
Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanz⸗ 
miniſter werden mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 
Artikel 10. 

Das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des 
Dienſteinkommens der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen, vom 7. Mai 
1920 (Gefekfamml. S. 272) wird aufgehoben. 

Artikel 11. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 
Berlin, den 17. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12036.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens 
der katholiſchen Pfarrer. Vom 17. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat⸗ folgendes Geſetz be 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 

Um die biſchöflichen Behörden in die Lage zu ſetzen, die Beſoldungs⸗ und 
Ruhegehaltsbezüge ihrer preußiſchen Pfarrer den veränderten Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend zu erhöhen, wird vom 1. April 1920 ab ſeitens des Staates den biſchöf⸗ 
lichen Behörden ein Betrag von jährlich 41 500 000 Mark überwieſen. 


Artikel 2. 

Soweit die eigene Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirchengemeinden 
nicht ausreicht, die Beſoldungs⸗ und Ruhegehaltsbezüge ihrer preußiſchen Pfarrer 
den Dienſt⸗ und Verſorgungsbezügen derjenigen unmittelbaren Staatsbeamten an⸗ 
zupaſſen, die ihre erſte planmäßige Anſtellung in einer Stelle der Beſoldungs⸗ 
gruppe 10 der ſtaatlichen Beſoldungsordnung finden, werden vom 1. April 1929 
ab bis zum 31. März 1923 ſeitens des Staates diejenigen Mittel vorſchußweiſe 
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zur Verfügung geftellt, die über den im Artikel 1 bezeichneten Betrag hinaus 
alljährlich erforderlich werden, um die Bezüge der Pfarrer auf die erwähnte 
Höhe zu bringen. 
Artikel 3. 
Dieſe Vorſchüſſe werden zinslos gewährt und ſind ſpäteſtens vom 1. April 
1928 ab mit 5 vom Hundert jährlich zu tilgen. 


Artikel 4. 
Bis zum 1. Oktober 1922 iſt endgültig feſtzuſtellen, wieweit die eigene 
Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirchengemeinden zur Deckung des für die 
Ausführung des im Artikel 2 bezeichneten Bedarfs ausreicht. 


f Artikel 5. 

Nach endgültiger Feſtſtellung der Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirehen⸗ 
gemeinden iſt über eine einem etwaigen Mehrbedarfe entſprechende Erhöhung der 
Renten und die Verrechnung oder Erſtattung der vorſchußweiſe gezahlten Beträge 
vor Ablauf des Jahres 1922 eine geſetzliche Beſtimmung zu treffen. Eine Er⸗ 
höhung der Rente hat rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 ab. 


a Artikel 6. 

Die Entſcheidung über die Leiſtungsfähigkeit der Diözeſen und Kirchen⸗ 
gemeinden ſteht der Staatsregierung nach Benehmen mit den biſchöflichen Be⸗ 
hörden zu. 

Artikel 7. 

Auf die Bewilligung der Bezüge finden die Artikel 7, 8, 10 des Geſetzes, 
betreffend das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer, vom 26. Mai 1909 
(Geſetzſamml. S. 343) entſprechende Anwendung. 


Artikel 8. 
(1) Die zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer er⸗ 
forderlichen Diözeſanumlagen kommen auf den nach Artikel 1 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfniſſe der Diözeſen der 
katholiſchen Kirche in Preußen, vom 21. März 1906 (Geſetzſamml. S. 105) feſt⸗ 
geſetzten Höchſtſatz von 5 vom Hundert der von den katholiſchen Gemeindemit⸗ 
gliedern zu zahlenden Staatseinkommenſteuer nicht zur Anrechnung. 
(2) Die Umlagen bedürfen der Beſtätigung durch das Staatsminiſterium. 


Artikel 9. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 


Artikel 10. 
Das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des 
Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer, vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. 
S. 273) wird aufgehoben. a 
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Artikel 11. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 
Berlin, den 17. Dezember 1920. ö 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12037.) Verordnung, betreffend Vollzug des Reichsgeſetzes über die Koſten der Kriegs- 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 8. Mai 1920 (Reichs⸗ 
A Geſetzbl. S. 1066). Vom 22. Dezember 1920. 


uf Grund der §§ 2, 3 und 4 des Geſetzes über die Koſten der Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 8. Mai 1920 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 1066) wird hiermit, was folgt, verordnet: 


8 1. 

Mit Wirkung vom 1. April 1920 ab tragen das Land Preußen und ſeine 
Selbſtverwaltungskörper je ein Zehntel der Geſamtkoſten der ſozialen Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge. | 


92. 

Selbſtverwaltungskörper ſind die Träger einer örtlichen Fürſorgeſtelle 
(Sreife, Gemeinden uſw.). Die Provinzialverbände (Bezirksverbände in der 
Provinz Heſſen⸗Naſſau, Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande) 
gelten nur inſoweit als Selbſtverwaltungskörper, als ſie verpflichtet ſind, ein 
Zehntel der Verwaltungskoſten der Hauptfürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ 
und Kriegshinterbliebenenfürſorge zu tragen. Ein Zehntel ſolcher Koſten, die 
durch die Unterhaltung allgemeiner Einrichtungen oder durch die Gewährung von 
Zuſchüſſen zu ſolchen Einrichtungen den Hauptfürf orgeſtellen entſtehen, wird auf 
die Träger der örtlichen Fürſorgeſtellen nach einem von der Hauptfürſorgeſtelle 
zu beſtimmenden Maßſtab umgelegt. 

§. 3. 5 

Mit der Ausführung dieſer Verordnung werden der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt und der Finanzminiſter beauftragt. 

Berlin, den 22. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. Lüdemann. 
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Rebigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Gefekfammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen 
Jeitungsgebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 
1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 5 5 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


